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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Verordnung über das Erbhaurecht 
(Gesetzentwurf der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

In zahlreichen Erbbaurechtsverträgen ist vielfach ein gleitender 
Erbbauzins vereinbart. Die Gleitklauseln sind in zunehmendem 
Maße in der Weise festgelegt, daß der Eigentümer des Grund- 
stücks in mehr oder weniger großen Abständen eine Erhöhung 
des Erbbauzinses verlangen kann, wenn die jeweiligen Boden- 
preise sich ändern. Die Entwicklung der Bodenpreise hat dazu 
geführt, daß in diesen Fällen der Erbbauzins um ein Vielfaches 
erhöht worden ist und weiter erhöht wird. Durch diese Klauseln 
wird der Wohnungsbau auf Erbbaugrundstücken, insbesondere 
der Eigenheimbau ernsthaft gefährdet und zugleich der Boden- 
spekulation Vorschub geleistet. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf begrenzt die Erhöhung von Erbbauzinsen 
auf das zumutbare Maß. Zugleich wird bestimmt, daß in den 
Fällen, in denen der Bodenwert als Maßstab für den Erbbauzins 
gewährt wird, der Verkehrswert des Erbbaugrundstücks nicht 
überschritten werden darf. Außerdem werden einige Erschwe- 
rungen der Beleihungen von Erbbaurechten beseitigt. 


C. Alternativen 

Die CDU/CSU hatte bereits in der 5, Wahlperiode einen Grup- 
penantrag zur Änderung der Erbbaurechtsverordnung (Druck- 
sache V/1337) eingebracht, der jedoch nicht mehr verabschiedet 
worden ist. Die Zielsetzung des damaligen Entwurfs, nach der 
die Zinsänderungen grundsätzlich nur zulässig sein sollten, die 
sich aus den veränderten Lebenshaltungskosten ergeben, ist 
vom Bundesrat in seiner Entschließung vom 4. Oktober 1968 
(Bundesrats-Drucksache 451/68 — Beschluß) bejaht worden. 


D. Kosten 

keine 
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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Erbbaurechtsverordnung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Die Verordnung über das Erbbaurecht vom 15. Ja- 
nuar 1919 (Reichsgesetzbl. S. 72, 122), geändert durch 
das Gesetz vom 18. Juli 1930 (Reichsgesetzbl. I 
S. 305), wird wie folgt geändert: 

1. An § 5 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Hat der Grundstückseigentümer der Belastung 
nach Satz 1 zugestimmt oder ist eine Zustimmung 
zur Belastung nicht erforderlich, so bedarf eine 
Veräußerung im Wege der Zwangsversteigerung 
aus der eingetragenen Belastung nicht der Zu- 
stimmung nach Absatz 1." 

2. An § 9 wird folgender § 9 a angefügt: 

„§ 9 a 

(1) Dient das aufgrund des Erbbaurechts er- 
richtete Bauwerk ganz oder überwiegend Wohn- 
zwecken und wird der Erbbauzins als Vomhun- 
dertsatz des Grundstückswerts bestimmt, so darf 
als Grundstückswert höchstens der Verkehrswert 
zugrunde gelegt werden, den das Grundstück zur 
Zeit des Vertragsabschlusses hat. 


(2) Ist bei einem Erbbaurecht der in Absatz 1 
genannten Art vereinbart, daß bei einer Ände- 
rung von Grundstückswerten eine Änderung des 
Erbbauzinses verlangt werden kann, so besteht 
ein Änspruch auf Erhöhung des Erbbauzinses nur, 
soweit dies unter Berücksichtigung aller Um- 
stände, insbesondere der allgemeinen Entwick- 
lung des Geldwerts, der Einkommens- und Preis- 
verhältnisse billig ist. Hierbei ist auch die Ände- 
rung der allgemeinen Lebenshaltungskosten zu 
berücksichtigen. Eine darüber hinausgehende Er- 
höhung des Erbbauzinses kann gerechtfertigt 
sein, wenn sich im Zusammenhang mit der Än- 
derung der Grundstückswerte die Nutzung für 
den Erbbauberechtigten verbessert hat oder der 
Eigentümer die Werterhöhung des Grundstücks 
durch eigene Aufwendungen bewirkt hat." 

3. § 21 Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. eine dem § 20 Abs. 1 Nr. 1, 3 und 4 entspre- 
chende Tilgung vereinbart wird und". 

Artikel 2 

Für nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes fällig 
werdende Erbbauzinsen ist § 9 a Abs. 2 der Verord- 
nung über das Erbbaurecht auch auf Vereinbarungen 
anzuwenden, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geschlossen worden sind. 
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Artikel 3 

Der Bundesminister der Justiz wird ermächtigt, 
die Verordnung über das Erbbaurecht in der gelten- 
den Fassung bekanntzumachen und dabei Unstim- 
migkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(BundesgesetzbL I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt mit dem auf die Verkündung 
folgenden Monatsersten in Kraft. 


Bonn, den 1. Februar 1972 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


Zu Artikel 1 Nr. 1 

Zum Inhalt eines Erbbaurechtsvertrages gehört in 
der Regel die Vereinbarung, daß der Erbbauberech- 
tigte zur Veräußerung und Belastung des Erbbau- 
rechts der Zustimmung des Grundeigentümers 
bedarf. Seit längerem ist umstritten, ob die Zustim- 
mung zur Belastung des Erbbaurechts auch die 
Zustimmung zur Zwangsversteigerung aus der ge- 
nehmigten Belastung umfaßt oder ob der Erbbau- 
berechtigte zur Veräußerung im Wege der Zwangs- 
versteigerung noch einmal die Zustimmung des 
Grundstückseigentümers einholen, bzw. die Erset- 
zung seiner Zustimmung durch das Amtsgericht er- 
wirken muß. Hierdurch ist eine erhebliche Rechts- 
unsicherheit eingetreten, die die Beleihung von Erb- 
baurechten erheblich erschwert. Es erscheint deshalb 
notwendig, daß der Gesetzgeber die Streitfrage in 
dem Sinn klärt, daß eine besondere Genehmigung 
zur Veräußerung in der Zwangsversteigerung nicht j 
erforderlich ist, wenn der Grundstückseigentümer | 
bereits die Zustimmung zur Belastung erteilt hat j 
oder eine solche Zustimmung nicht erforderlich ist. | 
In diesem Sinne hat sich auch das Bayerische Staats- j 
ministerium der Finanzen in einem Erlaß vom | 
24. Juli 1968 (Amtsblatt Nr. 14/68 S. 178 ff.) ge- , 
äußert. I 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Zu § 9 a Abs. 1 

Bei der Bestellung des Erbbaurechts wird häufig der 
Erbbauzins nach einem Vomhundertsatz des Boden- 
werts bemessen. Es muß verhindert werden, daß 
durch diese Praxis die Grundstücksspekulation be- 
günstigt wird. Dies wäre der Fall, wenn als „Boden- 
wert'" ein Betrag angesetzt werden könnte, der über 
dem echten Verkehrswert des Grundstücks liegt. 
Dadurch könnte insbesondere die in § 9 a Abs. 2 vor- j 
gesehene Regelung umgangen werden. Deshalb muß 
die Vereinbarung auf den Verkehrswert begrenzt 
werden, über die Höhe des Verkehrswerts kann in 
Streitfällen jeder Vertragspartner ein Gutachten 
vom Gutachterausschuß nach § 136 BBauG anfor- 
dern. 

Zu § 9 a Abs. 2 

Nach § 9 Abs. 2 der Erbbaurechtsverordnung gilt für 
die Bestellung eines Erbbaurechts der Grundsatz, 
daß der Erbbauzins nach Zeit und Höhe für die ganze 
Erbbauzeit im voraus bestimmt sein muß. Nach der 
herrschenden Auffassung von Rechtsprechung und 
Schrifttum gilt dieser Grundsatz nur für den dinglich 
gesicherten Erbbauzins und hat den Zweck, dem 
Beleiher eines Erbbaurechts die seinem Recht vor- 
gehenden Lasten eindeutig auszuweisen. Dagegen 
hat sich seit mindestens zehn Jahren in der Recht- 
sprechung und im Schrifttum die Auffassung durch- 


gesetzt, daß die schuldrechtliche Vereinbarung einer 
Zinsgleitklausel zulässig ist. Wenn eine solche Gleit- 
klausel den Zweck hat, daß der Erbbauzins nicht ein 
für allemal einfriert, sondern der allgemeinen wirt- 
schaftlichen Entwicklung angepaßt werden kann, so 
sind hiergegen keine Einwendungen zu erheben. 
Dagegen kann die immer häufiger praktizierte Ver- 
einbarung über eine Anpassung des Erbbauzinses an 
den jeweiligen gemeinen Wert des Erbbaugrund- 
stücks zu unzumutbaren Belastungen für den Erb- 
bauberechtigten führen. Bei Wohngrundstücken, ins- 
besondere Eigenheimen muß der Erbbauberechtigte, 
der bei Abschluß des Erbbauvertrages oft aus der 
Situation des Grundstücksmarktes heraus in der 
schwächeren Position ist, damit rechnen, daß er 
innerhalb weniger Jahre analog einem spekulativ 
steigenden Grundstückswert ein Vielfaches des ver- 
einbarten Zinssatzes zu zahlen hat, ohne daß der 
Wohnwert für ihn entsprechend gestiegen wäre. 
Durch derartige Klauseln wird der Bodenspekula- 
tion zu Lasten des Erbbauberechtigten Vorschub ge- 
leistet. Diesem Umstand soll für künftige Verträge 
mit dem vorliegenden Gesetzentwurf dadurch abge- 
holfen werden, daß die Anpassungsvereinbarung nur 
wirksam ist, soweit sie der Billigkeit entspricht. Da- 
bei sollen vor allem die Änderungen der allgemei- 
nen Geldwert-, Einkommens- und Preisverhältnisse 
als Maßstab herangezogen werden, wobei auch die 
Entwicklung der allgemeinen Lebenshaltungskosten 
zu berücksichtigen ist. Eine darüber hinausgehende 
Zinserhöhung kann allerdings bei Vorliegen beson- 
derer Gründe geboten sein, insbesondere bei einer 
Erhöhung des Nutzungswertes des Erbbaurechts 
(z. B. durch planerische Maßnahmen) oder bei Wert- 
steigerungen, die durch eigene Aufwendungen des 
Grundstückseigentümers bewirkt sind (z. B. Verbes- 
serung der Verkehrsverhältnisse, Anlagen von 
Grün- und Erholungsflächen). 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

In § 21 Abs. 1 Nr. 2 wird auch auf § 20 Nr. 2 der Erb- 
baurechtsverordnung Bezug genommen. Das bedeu- 
tet, daß bei der Beleihung von Erbbaurechten durch 
Realkreditinstitute und Versicherungsunternehmen 
die Tilgung der Hypothek spätestens mit dem An- 
fang des vierten auf die Gewährung des Hypothe- 
kenkapitals folgenden Kalenderjahres beginnen 
muß. Hierdurch wird die Wohnungsbaufinanzierung 
in Zeiten niedriger Auszahlungskurse der Hypothe- 
ken erschwert, da häufig vereinbart wird, daß der 
Abzug von der Darlehenssumme durch ein Zusatz- 
darlehen ausgeglichen wird und die Tilgung des 
Hauptdarlehens bis zur Rückzahlung des Zusatzdar- 
lehens aufgeschoben wird. Dabei erweist sich häu- 
fig die Vierjahresfrist vielfach als zu kurz. Deshalb 
ist es notwendig, den Hinweis auf § 20 Nr. 2 zu 
streichen. 
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Zu Artikel 2 

Die in § 9 a Abs. 1 vorgesehene Regelung kann aus 
rechtsstaatlichen Gründen nur für künftige Erbbau- 
rechtsverträge gelten, weil es sich um abgeschlos- 
sene Tatbestände handelt. Dagegen muß die in § 9 a 
Abs. 2 vorgesehene Regelung auch für bereits be- i 
stehende Erbbaurrechtsverträge anwendbar sein, | 
Eine Beschränkung auf nach Inkrafttreten des Ge- 
setzes abgeschlossene Verträge würde die aufge- j 
tretenen Schwierigkeiten nicht lösen, weil diese sich i 
wegen der erheblichen Grundstückspreissteigerun- | 
gen der letzten Jahre gerade bei den bestehenden 
Verträgen gezeigt haben. 

Verfassungsrechtliche Bedenken können gegen diese 
gesetzliche Regelung nicht erhoben werden, da es 
sich um eine sogenannte „unechte Rückwirkung" 
handelt. Unechte Rückwirkungen von Gesetzen sind 
von der höchstrichterlichen Rechtsprechung als zu- 
lässig angesehen worden, so vor allem in dem Be- 
schluß des Bundesverfassungsgerichts vom 22. Juni 
1971 (DÖV 1971 S. 604). In dieser Entscheidung hat 
das Bundesverfassungsgericht für die verfassungs- 
rechtliche Beurteilung von Gesetzen mit unechter 
Rückwirkung folgende Grundsätze herausgestellt: 

— Ein Gesetz hat eine unechte Rückwirkung zur 
Folge, wenn es die Rechtsposition des Bürgers 
nachträglich durch Vorschriften im ganzen ent- 
wertet, die lediglich auf gegenwärtige, noch nicht : 
abgeschlossene Sachverhalte und Rechtsbezie- 
hungen für die Zukunft einwirken. 

— Bei unechter Rückwirkung kann der Gesichts- 
punkt des Vertrauensschutzes je nach der Lage 
des Einzelfalles der Regelungsbefugnis des Ge- 
setzgebers Schranken setzen (vgl. auch den Be- 
schluß des Bundesverfassungsgerichts vom 
11. Oktober 1962, BVerfGE Bd. 14, S. 288, 297). 

— Bei einem Gesetz mit unechter Rückwirkung ist 
das Vertrauen des einzelnen auf den Fortbestand 
einer gesetzlichen Regelung mit der Bedeutung 
des gesetzgeberischen Anliegens für das Wohl 
der Allgemeinheit abzuwägen. Nur wenn eine 
solche Abwägung ergibt, daß das Vertrauen auf 
die Sicherheit der bestehenden Lage den Vor- 
rang verdient, erweist sich die Rückwirkung als 
unzulässig. 
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— Der Bürger kann sich nicht auf den Vertrauens- 
schutz berufen, wenn sein Vertrauen auf den 
Fortbestand einer bestimmten Regelung eine 
Rücksichtnahme durch den Gesetzgeber billiger- 
weise nicht beanspruchen kann, weil das Aus- 
maß des Vertrauensschadens gegenüber der Be- 
deutung des gesetzgeberischen Anliegens ver- 
hältnismäßig geringfügig erscheint. 

Entsprechend diesen Grundsätzen ist die Zulässig- 
keit von unechten Rückwirkungen eines Gesetzes 
auch in anderen Fällen bejaht worden (Bundesver- 
fassungsgericht, Beschluß vom 9. Juni 1964, BVerfGE 
Bd. 18, S. 70, 81; BGH Urteil vom 20. April 1966, 
MDR 1966 S. 755; BGH Urteil vom 25, Januar 1967, 
NJW 1967 S. 561). 

Die in § 9 a Abs. 2 vorgesehene Regelung greift 
nur insoweit in bestehende Verträge ein, als die 
getroffene Vereinbarung einen Erbbauzins ermög- 
licht, der als nach den genannten Umständen des 
Falles unbillig und damit nach Treu und Glauben 
als ungerechtfertigt anzusehen ist. Mit einem derar- 
tigen Eingriff muß der Bürger rechnen und kann 
sich demgegenüber nicht auf Vertrauensschutz be- 
rufen. 

Mit der geplanten Bestimmung werden folgende 
gesetzgeberische Ziele verfolgt: 

— Es wird ein weiterer Schritt zu einem sozialen 
Bodenrecht getan, das unter anderem einen ge- 
rechten Ausgleich zwischen den Grundstücks- 
eigentümern und denjenigen anstrebt, die das 
Grundstück nutzen. 

— Es sollen Mißstände behoben werden, die der 
vielerorts unausgeglichene Grundstücksmarkt 
nicht selbst beseitigen kann. 

— Es soll den wirtschaftlich schwachen und deshalb 
besonders schutzbedürftigen Bevölkerungsschich- 
ten geholfen werden, die den Großteil der ausge- 
gebenen Erbbaurechte erworben haben, um über- 
haupt ein Eigenheim errichten zu können. 

— Demgegenüber kann sich der betroffene Grund- 
stückseigentümer nicht auf Vertrauensschaden 
berufen, da nur unbillige Ansprüche in die ge- 
setzliche Regelung einbezogen sind. Auf jeden 
Fall verdienen in diesen Fällen die vorgenann- 
ten gewichtigen gesetzgeberischen Ziele Vor- 
rang. 
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